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Allgemeine Reparaturbedingungen der Salzburger Aufzugdienst GmbH (Fassung September 2026)

1. Gültigkeit 
1.1 Diese Allgemeinen Reparaturbedingungen sind Be-

standteil aller vom Auftragnehmer übernommenen Re-
paraturaufträge und Kleinmodernisierungen. Anderslau-
tende Bedingungen des Auftraggebers haben nur Gül-
tigkeit soweit sie vom Auftragnehmer ausdrücklich und 
schriftlich bestätigt worden sind. 

1.2 Diese Allgemeinen Reparaturbedingungen gelten sub-
sidiär zu einem allfälligen Einzelvertrag. 

2. Angebot
Angebote, die keine Annahmefrist enthalten, sind für
den Auftragnehmer 30 Tage verbindlich.

3. Preis

3.1 Sämtliche Preise verstehen sich netto, frei Baustelle,
ohne Abzüge, mit Leistungserbringung in der Normalar-
beitszeit.

3.2 Lohnzuschläge für vom Auftraggeber gewünschte Über-
stunden- oder Sonntags-, Feiertags- und/oder Nachtar-
beit werden separat berechnet.

3.3 Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Abrechnung von 
Leistungen nach Zeitaufwand die abzurechnenden Ein-
heiten der einzelnen Verrechnungspositionen auf volle 
Viertelstunden aufzurunden. 

3.4 Bei Entstörungen außerhalb der Normalarbeitszeit ist 
der Salzburger Aufzugdienst berechtigt, jeweils einen
Notdienstzuschlag zu verrechnen. 

4. Zahlungsbedingungen 
4.1 Rechnungen sind innerhalb von 14 Tagen ohne Abzug

zur Zahlung fällig. Übersteigt der Auftragswert (netto) 
EUR 5.000,-- ist der Auftragnehmer berechtigt, wie folgt 
Rechnung zu legen: 
30 % bei Auftragserteilung 
70 % bei Abschluss der Arbeiten. 

4.2 Der Auftraggeber ist nicht zur Aufrechnung mit Forde-
rungen gegen den Auftragnehmer berechtigt.

4.3 Hält der Auftraggeber die vereinbarten Zahlungsbedin-
gungen nicht ein, so ist der Auftragnehmer nach schrift-
licher Mahnung berechtigt:

• die Erfüllung seiner eigenen Verpflichtungen bis zur
Bewirkung der rückständigen Zahlungen aufzu-
schieben sowie die damit verbundenen Kosten
(z.B. Kosten der Ein- und Auslagerung, Lagerge-
bühren) zuzüglich 1 % des vereinbarten Nettoent-
gelts als Verwaltungsaufwand zu verrechnen;

• eine angemessene Verlängerung der Leistungsfrist
in Anspruch zu nehmen;

• die Differenz zwischen den bisherigen Zahlungen
des Auftraggebers und der Bruttogesamtrech-
nungssumme fällig zu stellen;

• ab Fälligkeit Verzugszinsen in Höhe von 8 % über
dem jeweiligen Basiszinssatz der Österreichischen
Nationalbank zu verrechnen;

• bei Nichteinhaltung einer Nachfrist von 30 Tagen
unter voller Schadenersatzleistung des Auftragge-
bers vom Vertrag zurückzutreten;

• Inkassospesen, welche zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung der Forderung erforderlich sind,
geltend zu machen.

• Nach zweimaliger schriftlicher Mahnung ist der Auf-
tragnehmer zudem berechtigt, bis zur vollständigen
Tilgung des Zahlungsrückstandes für die betref-
fende Anlage auch Leistungen aus allfälligen mit
dem Auftraggeber abgeschlossenen Wartungs-
und / oder Instandhaltungsverträgen einzustellen.

5. Eigentumsvorbehalt 
5.1 Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum an den ge-

lieferten und eingebauten Komponenten bis zur vollstän-
digen Zahlung des vereinbarten Entgelts durch den Auf-
traggeber vor.

5.2 Gerät der Auftraggeber mit der Zahlung auch nur eines 
Teils des vereinbarten Entgeltes trotz gewährter Nach-
frist über insgesamt mehr als 30 Tage in Verzug und tritt 
der Auftragnehmer deswegen vom Vertrag zurück, so ist 
der Auftragnehmer berechtigt, den Liefergegenstand 
vom Auftrag-geber heraus zu verlangen. Nimmt der Auf-
tragnehmer den Liefergegenstand tatsächlich zurück, so 
liegt spätestens in dieser Rücknahme der Rücktritt von 
dem Vertrag vor, mit dessen Erfüllung der Auftraggeber 
in Rückstand ist. Der Auftragnehmer kann bei Verzug 
trotz gewährter Nachfrist über mehr als insgesamt 30 
Tage bei Vorliegen anderer Verträge, mögen sie sich 
auch nicht auf denselben Liefergegenstand beziehen, 
auch von diesen zurücktreten. Dieser Rücktritt erfolgt 
unbeschadet des Anspruches des Auftragnehmers auf 
Schadenersatz wegen Nichterfüllung. Im Falle des Ver-
zuges des Auftraggebers mit seiner Zahlung hat der Auf-
tragnehmer das darüber hinaus gehende Recht, den 
Liefergegenstand eigenmächtig und ohne Zustimmung 
des Auftraggebers wieder in seinen Besitz zu bringen. 

Der Auftraggeber verzichtet für den Fall der Rückholung 
ausdrücklich auf die Geltendmachung von Besitzstörung 
hinsichtlich des Liefergegenstandes und jener Liegen-
schaften, auf denen sich dieser befindet. Er verpflichtet 
sich weiters, den Verkäufer bezüglich aller Besitzstö-
rungs- oder Unterlassungs-ansprüche Dritter, die aus 
der Ausübung des Rückholungs-rechtes durch den Auf-
tragnehmer resultieren, schad- und klaglos zu halten.

5.3 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Liefergegenstand 
bis zu seiner vollständigen Zahlung pfleglich zu behan-
deln 

6. Leistungsfrist
6.1 Vereinbarte Leistungsfristen gelten nicht als fixe Fristen, 

sofern sie der Auftragnehmer nicht ausdrücklich als sol-

che bestätigt hat. 

6.2 Treffen die Parteien keine gesonderte Vereinbarung 
über Leistungsfristen, ist der Auftragnehmer verpflichtet, 
die Leistungserbringung in angemessener Frist, worun-
ter eine Frist von mindestens 10 Wochen zu verstehen 
ist, aufzunehmen.  

6.3 Überschreitet der Auftragswert EUR 5.000,-- trifft den 
Auftragnehmer vor Erhalt der ersten Zahlung gemäß 
Punkt 4.1 keine Verpflichtung, mit der Leistungserbrin-
gung zu beginnen.

6.4 Die Liefer- und Montagefrist wird angemessen verlän-
gert, wenn ein Fall der höheren Gewalt vorliegt, und zwar 
ungeachtet dessen, ob sie in der Sphäre des Auftragge-
bers, des Auftragnehmers oder einem Dritten auftritt, 
falls sie nach Abschluss des Vertrages entsteht und 
seine Erfüllung behindert oder verzögert. 

7. Liefer- / Leistungsinhalt / Montage 
7.1 Zum vereinbarten Arbeitszeitpunkt ist der Arbeitsbereich

vom Auftraggeber frei von allen Hindernissen bereitzu-
halten.

7.2 Die Erbringung der Leistungen bedingt, dass der Auf-
traggeber bestimmte bauseitige Leistungen (siehe z.B. 
Punkt 7.3, 7.4), auf eigene Kosten erbringt. Soweit Lie-
ferungen oder Leistungen nicht explizit im vereinbarten 
Liefer- und/oder Leistungsumfang des Auftragnehmers 
enthalten sind, sind sie vom Auftraggeber zu erbringen. 
Den Auftragnehmer trifft keine Prüf- und Warnpflicht hin-
sichtlich der bauseitigen Angebotsvorgaben und Vorar-
beiten.
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7.3 Die Gebühren/Kosten für allfällige durch die Umbauten / 
Modernisierungen bedingte Vor- oder Abnahmeprüfun-
gen durch den Anlagenprüfer sind im Angebot nicht ent-
halten. 

7.4 Der Auftraggeber hat zu den vom Auftragnehmer anzu-
gebenden Zeitpunkten eine voll belastbare Stromzulei-
tung (230 V) zwecks Durchführung der Arbeiten zur Ver-
fügung zu stellen. Der gesamte Stromverbrauch geht zu 
Lasten des Auftraggebers. 

7.5 Während Montagetätigkeiten des Auftragnehmers dür-
fen keine anderen Arbeiten im Aufzugsschacht durchge-
führt werden. 

7.6 Wenn die Arbeiten aus Gründen, die in der Sphäre des 
Auftraggebers liegen, unterbrochen werden müssen, 
sind die dadurch entstehenden Kosten dem Auftragneh-
mer gesondert zu vergüten. 

7.7 Der Einsatz von Subunternehmern ist stets zulässig und 
bedarf keiner weiteren Zustimmung des Auftraggebers. 
Für allfällige Schäden, welche durch Subunternehmer 
des Auftragnehmers verursacht werden, haftet der Auf-
tragnehmer gegenüber dem Auftraggeber nach Maß-
gabe der Regelung des Punktes 9. 

8. Gewährleistung 
8.1 Die Gewährleistungsfrist für die vom Auftragnehmer vor-

genommenen Arbeiten und eingebauten Komponenten 
beginnt mit der Wiederinbetriebnahme der Anlage.

8.2 Der Auftragnehmer leistet unter Ausschluss längerer ge-
setzlicher Fristen für die Dauer von sechs Monaten für 
die sachgemäße Ausführung der von ihm erbrachten Ar-
beit und die einwandfreie Funktion der neu eingebauten 
Komponenten Gewähr. 

8.3 Bei einem unwesentlichen, aber behebbaren Mangel ist 
nach Wahl des Auftragnehmers entweder eine Mängel-
behebung oder angemessene Preisminderung vorzu-
nehmen, Der Auftraggeber kann einen Austausch einer 
eingebauten Komponente nur bei einem wesentlichen 
und unbehebbaren Mangel fordern. 

8.4 Die Gewährleistung erlischt, sobald der Auftraggeber 
selbst oder fremdes Personal Instandsetzung und/oder 
Wartung und/oder Änderungen an der Anlage vorneh-
men. 

8.5 Die Gewährleistungspflicht gilt nicht für Akkumulatoren, 
Batterien und Verschleißteile, letzteres sind Bauteile, die 
aufgrund ihrer Beschaffenheit, auch bei bestimmungs-
gemäßem Gebrauch, mit der Zeit verschleißen und - 
auch in unregelmäßigen Abständen - ausgewechselt 
werden müssen. Keine Gewährleistung besteht weiters 
insbesondere für Mängel, welche durch höhere Gewalt, 
unsachgemäße Behandlung, Einwirkung von Feuchtig-
keit, übermäßige Verschmutzung, Feuer, mangelhafte 
Temperierung, Spannungsschwankungen von mehr als 
+/-10 % der Nennspannung gemäß ÖVE/ÖNORM E 
1100-2 sowie elektrische bzw. elektromagnetische Ein-
flüsse, Senkungen des Gebäudes und anderer äußerer 
Einwirkungen, mithin durch Einflüsse außerhalb der 
Sphäre des Auftragnehmers verursacht werden, auch 
wenn diese Mängel bereits bei Übergabe vorgelegen ha-
ben. 

8.6 Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer alle Erleich-
terungen zur Feststellung und Behebung von Mängeln 
zu gewähren, er ist verpflichtet, dem Auftragnehmer 
sämtliche ihm bekannte Informationen über die Anlage 
bereitzustellen, soweit er nicht darauf vertrauen durfte, 
dass die entsprechenden Informationen dem Auftrag-
nehmer nicht bereits aus der Errichtung oder Wartung 
der Anlage bekannt sein mussten. 

8.7 Ersetzte Teile gehen in das Eigentum des Auftragneh-
mers über. 

9. Haftung 
Für Schäden, welche im Zusammenhang mit dem Ver-
tragsverhältnis zwischen dem Auftraggeber und dem
Auftragnehmer stehen, haftet der Auftragnehmer nur bei
Vorsatz und krass-grober Fahrlässigkeit. Die Haftung für
entgangenen Gewinn, mittelbare und Folgeschäden
und Schäden aus Ansprüchen Dritter gegenüber dem
Auftraggeber und die Beweislastumkehr gemäß § 1298
ABGB werden ausgeschlossen. Sämtliche Schadener-
satzansprüche sind innerhalb von 6 Monaten nach de-
ren objektiver Erkennbarkeit, spätestens jedoch inner-
halb von 3 Jahren nach dem anspruchsbegründenden
Ereignis gerichtlich geltend zu machen, andernfalls sol-
che Ansprüche erlöschen.

10. Rücktritt 
10.1 Vom Rücktrittsrecht kann der Auftragnehmer Gebrauch

machen, wenn ihm die Erfüllung des Vertrages wegen 
Eintretens des unter Punkt 6.4 genannten Hindernisses 
unmöglich ist. 

10.2 Wird dem Auftragnehmer nach Abschluss des Vertrages 
bekannt, dass sich der Auftraggeber in Zahlungsschwie-
rigkeiten befindet, kann der Auftragnehmer volle Sicher-
heit für die Gegenleistung verlangen und, falls diese Si-
cherheit nicht erbracht wird, unter voller Haftung des Auf-
traggebers für den dem Auftragnehmer entstehenden 
Schaden vom Vertrag zurücktreten. 

10.3 Der Auftragnehmer ist aber auch dann zum Rücktritt be-
rechtigt, wenn ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens mangels kostendeckenden Vermögens ab-
gewiesen wurde. 

10.4 Im Fall des Rücktritts ist vom Auftraggeber zur Abgeltung 
des dem Auftragnehmer entstandenen Aufwandes und 
entgangenen Gewinnes eine Zahlung in Höhe von zu-
mindest 30% des Nettoauftragswertes zuzüglich Um-
satzsteuer. an den Auftragnehmer zu erbringen. Voran-
gegangene Zahlungen des Auftraggebers sind darauf je-
weils anzurechnen. 

10.5 Dem Auftragnehmer gemäß geltendem Recht zu-
stehende Rechte auf Rücktritt bzw. an anderer Stelle 
verankerte Rücktrittsrechte des Auftragnehmers bleiben 
hiervon unberührt. 

Verkürzung über die Hälfte wird ausgeschlossen. 

12.2 Die Bestimmungen des Vertrages und dieser Allgemei-
nen Reparaturbedingungen gelten auch gegenüber Ver-
brauchern im Sinne des KSchG, soweit sie nicht mit den 
zwingenden Regelungen des KSchG in seiner seit 
1.1.2013 geltenden Fassung in Widerspruch stehen. Än-
dern sich die Bestimmungen des KSchG nach diesem 
Stichtag zugunsten der Verbraucher und ist die spätere 
Regelung für den Verbraucher in Bezug auf die Bestim-
mungen des Vertrages günstiger, so gelten die Bestim-
mungen des Vertrages und der Allgemeinen Reparatur-
bedingungen gegenüber Verbrauchern, soweit sie nicht 
zwingenden Regelungen des KSchG in der zum Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses geltenden Fassung im 
Widerspruch stehen.  

11.  Gerichtsstand / Anwendbares Recht
Gerichtsstand  für  alle  sich  mittelbar  oder  unmittelbar 
aus allen Vertragsverhältnissen zwischen  den  Parteien 
ergebenden Streitigkeiten ist das für Handelssachen zu-
ständige  Gericht   in   Salzburg. Es  kommt   österreich-
isches  Recht   unter   Ausschluss   des  UN-Kaufrechts 
sowie der Kollisionsnormen zur Anwendung.

12.  Schlussbestimmungen
12.1 Die Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums und/oder
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12.3 Sollten einzelne Bestimmungen im Vertragsverhältnis 
zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, berührt dies die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Die un-
wirksame Bestimmung ist durch eine wirksame zu erset-
zen, die dem angestrebten Zweck der unwirksamen Be-
stimmung möglichst nahekommt. Gleiches gilt analog für 
undurchführbare Bestimmungen. Stellt sich eine Lücke 
heraus, so soll eine angemessene Regelung gelten, die, 
soweit nur rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, 
was die Parteien gewollt hätten, wenn sie die fehlende 
Regelung in Betracht gezogen hätten. 

12.4 Änderungen und Ergänzungen des Vertrages sowie Ne-
benabreden bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift-
form Dies gilt auch für Abkehr von diesem Schriftformer-
fordernis. Unter Schriftform im Sinne dieser Bedingun-
gen werden auch E-Mails und Telefaxe verstanden, so-
fern der Vertrag / die allgemeinen Reparaturbedingun-
gen nicht in einzelnen Positionen strengere Formvor-
schriften vorsehen. 




